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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Kroll-Schlüter, Dr. Hornhues, 
Braun, Burger, Geisenhofer, Frau Berger (Berlin), Frau Stommel und Genossen 
- Drucksache 7/3280 - 

betr. außerhäusiiche Unterbringung von Kindern berufstätiger Eltern 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 15. April 1975 - 222 - 2210 - 5 - die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 

Es trifft zu, daß nach der Jugendhilfestatistik des Statistischen 
Bundesamtes in Wiesbaden für das Jahr 1973 (Fachserie K: 
öffentliche Sozialleistungen, Reihe 2: öffentliche Jugendhilfe 
1973, Verlag: W. Kohlhammer, Seite 24 lfd, Nr. 13) am Ende 
des Jahres 1973 insgesamt 118 716 Minderjährige vom Jugend- 
amt im Rahmen der Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen 
Familie untergebracht waren. Die Zahl derjenigen jungen Men- 
schen, die infolge Ausfalls der Betreuung wegen Berufstätigkeit 
der Eltern vom Jugendamt untergebracht waren, ist in der 
Jugendhilfestatistik mit 18 546 angegeben (vgl. die öffentliche 
Jugendhilfestatistik a.a.O. S. 24 lfd. Nr. 23). 


1. Wie viele Minderjährige, die infolge der Berufstätigkeit ihrer 
Eltern außerhalb ihrer eigenen Familie untergebracht waren, 
lebten in Heimen oder in anderen Familien? 

Von den 18 546 Minderjährigen wurden 1973 vom Jugendamt 
infolge Ausfalls der Betreuung wegen Berufstätigkeit der Eltern 
8435 in Heimen und 10 111 in anderen Familien untergebracht 
(nach fernmündlichen Angaben des Statistischen Bundesamtes). 


2. Wie viele dieser in Heimen oder in anderen Familien lebenden 
Minderjährigen waren unter drei Jahre, wie viele unter sechs 
Jahre alt? Wie viele dieser in Heimen oder in anderen Fami- 
lien lebenden Minderjährigen kamen aus unvollständigen 
Familien? 

Die Zahl der in Heimen und in anderen Familien lebenden 
Minderjährigen unter drei Jahren läßt sich aus der Jugendhilfe- 
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Statistik nicht ermitteln, da nur die unter zwei Jahre und zwei 
bis unter sechs Jahre alten Minderjährigen ausgewiesen sind. 
Vom Jugendamt wurden im Rahmen der Hilfe zur Erziehung 
Minderjährige untergebracht (vgl. öffentliche Jugendhilfesta- 
tistik a.a.O. S. 26 lfd. Nr. 1 und 2): 

bis unter zwei Jahren 1 1 840, 

zwei bis unter sechs Jahren 23 386, 

insgesamt bis unter sechs Jahren 35 226, 

das sind 29,7 v. H. der insgesamt untergebrachten Minderjäh- 
rigen (118 716). 

Von den 118 716 Minderjährigen waren 18 546 wegen Berufs- 
tätigkeit der Eltern, das sind 15,6 v. H. zur Erziehung unter- 
gebracht. 

Unter der Annahme gleichmäßiger Verteilung bewirkte die 
Berufstätigkeit der Eltern, daß 5495 Minderjährige unter sechs 
Jahren (15,6 v, H. von 35 226) in Heimen oder in anderen Fami- 
lien lebten. 

Nach der Jahresstatistik der Jugendhilfe 1973 kamen von den 
118 716 Minderjährigen, die im Rahmen der Hilfe zur Erziehung 
untergebracht waren, aus unvollständigen Familien folgende 


Minderjährige: 

Kinder aus geschiedenen Ehen 28 815, 

Kinder dauernd getrennt lebender Eltern 9 941, 

Nichteheliche Kinder 43 305, 

Voll- und Halbwaisen 14 038, 


Minderjährige aus unvollständigen Familien 96 099, 
das sind 80,9 v. H. der insgesamt untergebrachten Minderjäh- 
rigen (118 716). Quelle: öffentliche Jugendhilfestatistik a.a.O., 
S. 26 lfd. Nr. 15, 19, 23, 27 und 31. 

Bei der Unterstellung des oben genannten Vomhundertsatzes 
(29,7 v. H.) kann davon ausgegangen werden, daß von den Min- 
derjährigen aus unvollständigen Familien 28 541 unter sechs 
Jahre alt waren. 

Unter der Annahme gleichmäßiger Verteilung bewirkte die 
Berufstätigkeit der Eltern, daß von den 28 541 Minderjährigen 
unter sechs Jahren aus unvollständigen Familien 15,6 v. H. bzw. 
4452 in Heimen oder in anderen Familien lebten. 


3. a) Welche Kosten entstanden den Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe durch die außerhäusliche Unterbringung dieser 
ca. 19 200 Minderjährigen? 


Die in der Jahresstatistik der Jugendhilfe 1973 ausgewiesenen 
Kosten für die Hilfe durch Familienpflege und die Hilfe durch 
Heimpflege umfassen mehr Hilfeleistungen als für die im Rah- 
men der Hilfe zur Erziehung untergebrachten Minderjährigen 
(Tabelle 9 a.a.O. S. 24). Die einzelnen Aufwendungen sind nicht 
ausgliederbar. Daher kann eine Zurechnung gemäß der Frage- 
stellung nicht erfolgen. 
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Es sei aber beispielhaft darauf hingewiesen, daß (nach telefo- 
nischer Auskunft) beim Landschaftsverband Rheinland (Lan- 
desjugendamt) der Heimtagessatz etwa zwischen 60 DM und 
130 DM liegt. Speziell für den Bereich der Fürsorgeerziehung 
und der Freiwilligen Erziehungshilfe ergeben sich für Nord- 
rhein-Westfalen folgende Tagessätze: 

a) freie Träger im Durchschnitt 83,45 DM, 

b) öffentliche Träger im Durchschnitt 152,50 DM. 

Bei heilpädagogischen Heimen ist von einem Tagesdruchschnitt 
von 185 DM auszugehen. 

Wegen mangelnder Repräsentativität der oben genannten 
regionalen Zahlenwerte ist eine Gesamtrechnung auf dieser 
Basis für das gesamte Bundesgebiet nicht möglich. 


3. b) Welche Kosten hatten die Eltern zu tragen? 

Auch die von den Eltern für die in Tabelle 9 genannten Hilfe- 
empfänger getragenen Kosten sind nicht gesondert ausge- 
wiesen. 

Eine Rückfrage beim Statistischen Landesamt in Düsseldorf 
ergab, daß alle Erhebungsunterlagen bei den Ländern auf die 
Basis der Bundesstatistik abgestellt sind. Deshalb konnten auch 
Rückfragen beispielsweise bei der Behörde für Schule, Jugend 
und Berufsbildung der Freien und Hansestadt Hamburg, dem 
Deutschen Städte- und Gemeindebund und dem Jugendamt der 
Stadt München keine Unterlagen für die Beantwortung dieser 
Fragen erbringen. Aus Erfahrung ist bekannt, daß die Kosten 
bei den einzelnen Jugendämtern regional stark voneinander 
abweichen und daß auch die Dauer des durchschnittlichen Auf- 
enthalts stark divergiert. 

Diese Frage könnte nur in einem sehr zeit-, personal- und damit 
kostenaufwendigen Verfahren durch eine Umfrage bei den rd. 
640 Jugendämtern in der Bundesrepublik Deutschland geklärt 
werden. Aus kostenmäßigen Gründen erscheint eine solche 
Umfrage nicht vertretbar. 

Ergänzend ist zu bemerken, daß die Bundesvereinigung der 
kommunalen Spitzenverbände in Köln nach fernmündlicher 
Auskunft eine Totalerhebung bei allen Jugendämtern durch- 
führen will und gegenwärtig die Arbeiten an der Erstellung 
des entsprechenden Fragebogens abschließt. Erste Ergebnisse 
werden im Herbst 1975 erwartet. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zu vermeiden, 
daß Eltern ihre Kinder in kostspielige und problematische 
Fremd- oder Wechselerziehung weggeben, damit sie ihrer Be- 
rufstätigkeit nachgehen können? 

Diese Frage unterstellt nach Wortlaut und Sinn, daß der 
Wunsch der Eltern nach Berufstätigkeit schlechthin die Ursache 
für Fremderziehung sei. Das trifft in dieser vereinfachenden 
Form nicht zu. Aus den beispielhaften Zahlenangaben zu Frage 
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3 a wird ersichtlich, wie hoch die finanziellen Belastungen der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind. Daraus kann nicht 
geschlossen werden, daß z. B. Zahlung eines irgendwie gearteten 
Erziehungsgeldes Fremderziehung entbehrlich machen würde. 
Die Berufstätigkeit von Eltern würde sich dadurch nicht gänzlich 
reduzieren lassen. Erziehungsgeld kann nur Teilproblemen be- 
gegnen, und zwar bei denjenigen, die aus wirtschaftlich zwin- 
genden Gründen arbeiten müssen. 

Im übrigen muß die Berufstätigkeit beider Eltern nicht zu 
Erziehungsproblemen führen. Von entscheidender Bedeutung 
ist vielmehr, welche Einstellung die Eltern zu ihren Kindern 
haben und wie sie für eine verantwortungsvolle Betreuung 
während ihrer durch die Berufstätigkeit bedingten Abwesenheit 
sorgen. 

Die außerhäusliche Unterbringung der Kinder ist in vielen der 
oben aufgeführten Fälle nicht allein durch die Berufstätigkeit 
der Eltern bedingt, sondern auch durch ihr anders begründetes 
Unvermögen, sich selbst um die Erziehung ihrer Kinder zu 
kümmern. 

Die Bundesregierung ist unabhängig davon der Auffassung, daß 
die frühkindliche Erziehung in erster Linie von der Familie 
geleistet werden sollte und daß hierauf gerichtete Hilfen not- 
wendig sind. Die Bundesregierung hält es insbesondere für 
wichtig, daß sich die außerfamilialen Lebensbereiche wie bei- 
spielsweise der Arbeitsbereich mit seinen Arbeitsbedingungen 
auf die von der Familie wahrzunehmende Sozialisationsaufgabe 
mehr als bisher einstellen, sie erleichtern und begünstigen. 
Durch Änderung der beamten- und besoldungsrechtlichen Vor- 
schriften sind die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen wor- 
den, die es den Beamten und Richtern vor allem nach der 
Geburt eines Kindes ermöglichen, eine Teilzeitbeschäftigung 
auszuüben oder sich langfristig beurlauben zu lassen, ohne 
erworbene Ansprüche zu verlieren. Darüber hinaus wird im 
gesamten Arbeitsbereich die Bereitstellung qualifizierter Teil- 
zeitarbeitsplätze gefördert. Die Bundesanstalt für Arbeit ge- 
währt Eingliederungszuschüsse und Eingliederungshilfen auch 
für Teilzeitarbeit. Alle Arbeitsämter haben eine spezielle „Zeit- 
personal-Vermittlungsstelle" eingerichtet. 

Seit dem 1. Januar 1974 können berufstätige Eltern im Rahmen 
der gesetzlichen Krankenversicherung zur Pflege eines kranken 
Kindes (bis zu acht Jahren) fünf Tage pro Kind und Jahr zu 
Hause bleiben. Die Krankenkasse vergütet den Verdienst- 
ausfall. 

Eine ähnliche Regelung besteht bereits seit Jahren für Beamte. 
Nach § 12 Abs. 2 der Verordnung über Sonderurlaub für Bun- 
desbeamte kann bei schwerer Erkrankung eines nahen Angehö- 
rigen Urlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge in dem not- 
wendigen Umfang gewährt werden, wenn dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen. Die Dauer ist nicht geregelt; sie wird wie 
bei Angestellten (§ 52 Abs. 2 Buchstabe f BAT) praktiziert. 
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Für Angestellte gilt folgende Regelung: 

Gemäß § 52 Abs. 2 Buchstabe f BAT kann bei schwerer Erkran- 
kung (des Ehegatten) eines Kindes, wenn der Angestellte die 
nach ärztlicher Bescheinigung unerläßliche Pflege des Erkrank- 
ten deshalb selbst übernehmen muß, weil er eine andere Person 
für diesen Zweck nicht sofort einstellen kann, bis zu vier Tagen, 
jedoch nicht mehr als zweimal im Kalenderjahr, Arbeitsbefrei- 
ung gewährt werden. 

Eine günstige Wirkung auf die Einstellung der Familie auf die 
besonderen Erfordernisse frühkindlicher Erziehung haben nach 
Auffassung der Bundesregierung ferner verstärkte Maßnahmen 
der Elternbildung und der Erziehungsberatung. Die Bundes- 
regierung leistet hierzu im Rahmen ihrer Zuständigkeit und 
finanziellen Möglichkeiten wesentliche Beiträge . 

Die Reform des Familienlastenausgleichs, die am 1. Januar 1975 
in Kraft getreten ist, hat durch die Einführung einer angemes- 
senen Entlastung schon vom ersten Kind an die wirtschaftliche 
Grundlage der Familien - vor allem der jungen Familien - 
wesentlich verbessert. Dadurch wird es häufig dem Elternteil, 
der sich ganz der Betreuung der Kinder widmen möchte, leich- 
ter gemacht, von einer Erwerbstätigkeit abzusehen. 

Zur Einführung eines Erziehungsgeldes für Elternteile, die 
während der ersten Lebensjahre des Kindes auf Erwerbs- 
tätigkeit verzichten, fehlt es an gesicherten Erkenntnissen, die 
eine sachgerechte Beurteilung ermöglichen. Dem Einsatz öffent- 
licher Mittel für diesen Zweck kann z. Z. deshalb und mit Rück- 
sicht auf die Haushaltssituation nicht näher getreten werden. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß es trotz vielfältiger 
Hilfen nicht möglich sein wird, in allen Fällen die Erziehung 
des Kindes in der Familie zu sichern und fördert deshalb in 
beschränktem Umfang die Betreuung von Kleinkindern in 
Tagespflege. Auf die Bewertung der gemeinsamen Erziehung 
durch Elternhaus und Tagespflegemutter wurde auch in der 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU - Drucksachen 7/1797, 7/1907 - zum 
Modellprojekt „Tagesmütter" eingegangen. Nach unserem 
heutigen Wissensstand können die Voraussetzungen einer 
störungsfreien psychischen und körperlichen Entwicklung des 
Kindes - liebevolle Zuwendung durch dem Kind vertraute 
Personen und eine anregende, Lernimpulse vermittelnde Um- 
gebung - auch bei einer Betreuung durch die leibliche Mutter 
und eine Pflegemutter geschaffen werden, wenn beide eng 
Zusammenarbeiten und ein Wechsel in der Person der Pflege- 
mutter vermieden wird. 

Im übrigen ist durch das soziale Leistungsrecht in der Bundes- 
republik gewährleistet, daß alleinstehende Elternteile zur 
Wahrnehmung von Erziehungsaufgaben von der Erwerbstätig- 
keit freigestellt werden können. Sofern kein Einkommen oder 
kein ausreichendes Einkommen und auch kein verwertbares 
Vermögen vorhanden ist, besteht z. B. ein Anspruch auf Lei- 
stungen der Sozialhilfe. So würde eine alleinstehende Mutter 
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mit einem Kind unter drei Jahren rund 570 DM an laufender 
Hilfe zum Lebensunterhalt einschließlich Miete erhalten. Hinzu 
kämen einmalige Leistungen, z. B. für größere Kleidungs- 
stücke oder für Winterfeuerung sowie im Bedarfsfälle Hilfen 
in besonderen Lebenslagen, z. B. Krankenhilfe. 

Die Erziehung von Kindern ab vollendetem dritten Lebensjahr 
in Einrichtungen der Elementarerziehung hält die Bundes- 
regierung nicht für problematisch, sondern im Gegenteil für 
geeignet, die individuelle Entwicklungsfähigkeit des Kindes 
zu fördern und sozial bedingte Nachteile auszugleichen. Es ist 
mit ein Ziel der gemeinsamen Bildungsplanung von Bund und 
Ländern, bei der Entwicklung von Angeboten der Elementar- 
erziehung auf die besondere Situation erwerbstätiger Eltern 
Rücksicht zu nehmen, wie z. B. durch ein ausreichendes Ange- 
bot an Ganztagseinrichtungen. 
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